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Zweites Abonnement .
Ein Abonnement defiebr
au- 125 Nummern und
koket 2 fl. 42 kr. ; durch
die Dost bezogen für
Laden S fl. 57 rr . Die
Bestellungen find für
j :de- folgende Abonne-

ment zu .erneuern.

[ * r . 195 .]

Landtags -Zeitung .
Man abonnirt bil
nLchNqcikgencnPoftan. t«
in Äarl «r

'ut>e bei Mal ch
und Bogel , bo» welchen
da » Blatt auch im Buch.
HLndlerweg zu beziehen

ist .

Verhandlungen der II . Kammer der badischen Stände i. J . 1844 . si6 . Juni .]

Herausgcgeben von den Abgeordneten

Vassermann , Vaum , Vissing , Volischalk , v . Ihstein , Kueuzrr , Mathy , Nindeschwender , Länder , Welcher , Weller
und Anderen.

Rcdigirt von Karl Stein . — Druck von Malsch und Vogel.

87ste öffentliche Sitzung der 2. Kammer .

( Schluß . )

Die Tagesordnung führt auf die Fortsetzung der
Diskussion über die an die Commission znrnckgcwicsenen
Paragraphen der Gerichtsverfassung .

( Der Viceprasivent Bader übernimmt den Vorsitz und
Staatsrath Frbr . v . Rüdt entfernt sich . )

Bekk vcrlicöt die Redaktions -Veränderungen , welche
sämmtlich von der Kammer genehmigt werden .

In Bezug auf den Antrag deS Abg . Sande : : „ die

Ueberweisung mehrerer , nach dem Landrecht und sonstigen
Gesetzen der Justiz gehörigen , seither in den Händen der

Verwaltung befindlichen Gegenstände an die Justiz bctr . ,
"

werden als solche von der Commission bezeichnet und re-
klamirt : die Abwesen ' heitsProzesse , die Mund -

todtmachnng , die Entmündigung , die Strei¬

tigkeiten über Erfüllung der A c c o r d e von
Seiten der Unternehmer öffentlicher Arbei¬
ten , und die Bestimmung des Betrags der Ali¬
mentationsgelder für uneheliche Kinder .

Die Eommission schlägt vor , in einer Adresse um nach¬
trägliche Vorlage einer Anordnung zu bitten , daß obige
fünf Punkte , als bisher an die Administration gewiesen ,
fortan der richterlichen Entscheidung gesetzlich unteiliegcn .

Hecker unterstützt den Vorschlag der Eommission , und
rcklamirt , zur möglichsten Wiederherstellung der dcßfallsigcn ,
im unvcrstümmclten Code enthaltenen , durch unsere dama¬
lige Gesetzgebung irrlhümlich abgeänderten Bestimmungen —

außerdem noch zur Competenz der Gerichte : daö Verfahren
wegen Annahme an Kindes statt , und will die
Bestimmungen darüber als einen Zusatzparagraphen in das
Gesetz ausgenommen wissen .

Jung Hanns erklärt sich sowohl gegen die von der
Commission vorgeschlagene Ueberweisung , als auch gegen

die von dem Abg . Hecker beantragte weitere Reklamation
deS Verfahrens bei der Adoption , indem er in letzterer
lediglich einen Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit erblickt .

Weizel ist mit dem Vorschlag der Commission formell
und materiell einverstanden ; in Bezug auf den Antrag
deS Abg . Hecker schließt er sich dem Abg . Junghanns an ;
daß die gesetzliche Bestimmung alS ein Zusatzparagraph
aufgenomincn werde , kann er nicht zugebcn , weil hier eine
nähere Norm des Verfahrens festgesetzt werden müßte ,
wovon bisher weder in der Commission , noch in der Kam¬
mer die Rede gewesen sei , und die Sache nicht so kurzer
Hand abgemacht werden könne .

Hecker sieht darin weiter nichts , als eine Bestimmung ,
der Competenz , keineswegs eine Abänderung des bisheri¬
gen Verfahrens .

Bei der Abstimmung wird mit Umgehung der beiden
Anträge deS Abg . Hecker der Commisfionsantrag ange¬
nommen .

Ferner beantragt die Eommission :
I . Eine Adresse , worin gebeten würde ,

1 ) daß , womöglich auf dem nächsten Landtag den
Standen ein Polizeistrafgesetzentwurf vorgelegt ,

2) und die Polizeistrafsachen an die Gerichte über¬
wiesen werden , mit Ausnahme

a . derjenigen , welche zur Zuständigkeit der Bür¬
germeister gehören

b . und etwa andrer geringerer Strafsachen , deren

gerichtliche Erledigung besondere Anstände
fände .

II . EineAendcrung des § . 85 ; dahin gehend , daß die
hier bezcichnctcn Fälle des Strafgesetzentwurfs von
der Polizeibehörde nur in sofern erlediget werden ,
als diese im einzelnen Fall keine höhere Strafe alS
von 14 Tagen Gefängniß oder von 25 fl . Geld¬
strafe begründet hält .
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Bei der Abstimmung werden die Anträge der Com .
missten angenommen .

Schluß der Sitzung .

88ste öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .
Karlsruhe , den 15 . Juni 1844 . Unter dem Vorsitze

des Vicepräsibenten Bader . Auf der Negierungsbank —
Nieman d.

Folgende Eingaben werden vorqclegt :
Durch daS Seerelariat : Beschwerde des Job . G .

Schifferdecker , zu Obcrschefflcnz , gegen das Amt zu Mos¬
bach , Rechtsverletzung und Vermögensbeschädigung betr .

Durch den Abg . Welte : 1 ) Petition der Gemeinden
Bubcnbach und Oberbränd , die Dachdeckung mit Holz¬
schindeln betreffend ; 2) des Eisenbahncomitv zu Villingen ,
Namens der Bewohner deö KinzigthalS , deS Schwarz -
waldcs , dec Baar , des Hegauö und der Seegegend , die
Erbauung einer Eisenbahn durch das Kinzigthal von Os -
senburg bis an den Bodcnsee betreffend .

Der Abg . Bassermann erhält hierauf das Wort
rind bemerkt : Wie ich gelesen , ist der Abg . Fauth in
einer der letzten Sitzungen , nachdem ich bereits den
Saal verlassen hatte , auf jene Sitzung zuri

'
ickgekoinmen ,

in welcher ich eine Reihe Mißbräuche auS verschiedenen
Aemtcrn zur Sprache gebracht . Er hat zwar erklärt , kei¬
nem Abgeordneten zu nahe treten zu wollen , erlaubte sich
aber , den oder die Urheber jener Beschuldigungen Ver -
läumder zu nennen . Ich bedaure in der That , dadurch
gcnöthigt zu sepn , noch ein Paar Worte über diese Sache
zu sprechen , und bedaure noch mehr , dicö in Abwesenheit
des Abg . Fauth thnn zu müssen , was ich aber nicht ver¬
meiden kann , da derselbe auf drei Wochen Urlaub genom¬
men hat . Ich will hier nur erklären , daß Niemand der
von jenem Mißbrauch der Amtsgewalt Betroffenen mich
dazu aufgefordert hat , ihre Beschwerden in der Kammer
zur Sprache zu bringen , sondern ich war eS , der sich die
actenmäßigen Belege sammelte von jenen auffallenden
Amtshandlungen , die nicht mir allein , die ja der ganzen
dortigen Gegend bekannt waren . Ich that dies , und werde
cS auch ferner thun , nicht um den Amtmann Fauth oder
irgend einen andern Amtmann zu beschuldigen , sondern der
Cache wegen , wie ich denn auch in meiner Anklage kein
Amt genannt , sondern nur die Thatsachen ohne Namen
erzählt habe , der Abg . Fauth war cS selbst^ der sich vcr -
rielh , indem er sich dazu bekannte .

Der Urheber dieser Beschuldigungen ist , wie Sie sehen ,
demnach kein Anderer als ich , und ich werde mir auch
ferner die Ehre , der Ankläger von Mißbräuchen der Amts¬
gewalt zu scvn , nicht nehmen lassen , so sehr ich auch
wünsche , daß eS mir in Zukunft an Stoff dazu fehlen möge .
Daß der Angeklagte dies dann als Verlänmdung erklärt ,
daS finde ich natürlich , und Sie können sich leicht vor¬
stellen , wie weit entfernt ich davon bin , mich dadurch ver¬
letzt zu fühlen . Ich spreche diese Paar Worte daher auch
nicht meinethalben , sondern der von jenen Mißbräuchen
Betroffenen wegen , die zn ihrem Schaden nicht auch noch
dürfen Verläumdrr genannt werden .

• Mathp . Als Miturheber schließe ich mich dieser
Erklärung meines Freundes um so zuversichtlicher an , da
ich die traurigen Wirkungen deS in dem Amte Schwetzin¬
gen organisirten Verfolgungs - und Denunziations -Systems
aus eigener Wahrnehmung kenne . Wenn der Abg .
Fauth nach seiner Rückkehr etwa noch weitere Belege da -

> für zu vernehmen wünscht und die Kammer sic anhören
will , so bin ich erbötig , solche vorzutragen , nicht minder
auffallende Beispiele , als die früher erzählten . Es stehtdann allerdings dem Abg . Fauth wiederum frei , zu er¬
klären , das Amt Schwetzingen sei nach den Akten in
seinem Rechte gewesen , das heißt , in dem , was der
Amtsvorstand für recht , die übrige Welt aber für un¬
recht hält , und was in nichts Anderem besteht , als in
einem unseligen System der Verfolgung und der An¬
geberei .

Platz entgegnet , daß sich die Aeußerungen des Abg .
Fauth nicht auf die beiden Abgeordneten , welche eben
gesprochen , sondern auf einen Artikel der Sceblätter be¬
zogen haben , worin fälschlich angegeben war , der Abg .
Weizel habe die aus das Amt Schwetzingen bezüglichen
Fälle für richtig erklärt und sich dagegen ausgesprochen .
Auch sei ein Paket Landtagszeitungcn mit jenen Ver¬
handlungen in den Wahlbezirk des Abg . Fauth gesendet
worden , nebst einem anonymen Schreiben , worin den
Bürgern empfohlen wurde , bei der nächsten Wahl nicht
mehr den Amtmann Fauth , sondern einen Bürger zu
wählen .

Bassermann bemerkt , daß er nicht veranlaßt ge¬
wesen wäre , das Wort zu ergreifen , wenn der Abg . Fauth
deutlich ausgesprochen hätte , daß seine Erklärung nicht
gegen die von ihm erzählten Vorgänge , sondern nur ge¬
gen einen Artikel der Seeblätter gerichtet gewesen wäre ;
man hätte jedoch die Erklärung nicht so verstehen können .

Leib lein bestätigt , als Nachbar des Abg . Fauth , daß
derselbe nur den Verfasser jenes Artikels der Seeblätter
einen Verlaumder gescholten habe .

Hiermit wird dieser Gegenstand verlassen .
Die Tagesordnung führt hicraufzu der Diskussion der

Anträge der Commission in Bezug auf dieBeizie -
hung von Schöppen in den zur amtsrichterlichen Zustän¬
digkeit gehörigen Strafsachen .

I . Die Mehrheit der Commission trägt zuerst darauf an :
von dem Institut der Schöppen ganz abzugehen .

Erhält dieser Antrag die Zustimmung der Kammer nicht ,
so schlägt

II . die Mehrheit vor , die Bestimmungen über die
Schöppen nicht sogleich von der Kammer aus in den Ge¬
setzentwurf aufzunehmen . sondern in einer an Se . König¬
liche Hoheit zn richtenden Adresse zu bitten :

daß darüber eine nachträgliche Vorlage gemacht werde .
III . WaS die Einrichtung selbst betrifft , cs mögen nun

die dießsallsigen Vorschläge nur in eine Adresse oder in
den Gesetzcseniwurf selbst aufgenommcn werden , so fragtes sich vorerst :

1 . zu welchen gerichtlichen Handlungen die
Schöppen beizuziehen seien ?
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Es wnrde in der Commission vorgeschlaqen :

») daß sie nur zur Untersuchung ( als Urkunds¬

personen ) beiqezogcn werden ,
d ) oder nur zur Urtheilsfällung ( als Spruch -

richtcr ) , wobei der Amtsrichter ihnen unter Vor¬

lage der Akten über die Sache vorzutragen , und

vor ihnen mit dem Angeschuldigten noch ein

Schlußverhör abzuhalten hätte ;
<0 oder es sollen sowohl zur Untersuchung als zur

Urtheilsfällung Scköppen beigezogen werden , und

zwar zu beidcm , so weit möglich , die nämlichen ;
d ) oder sie sollen nur da , wo der Angeschuldigte ver¬

haftet ist , zur Untersuchung und Urtheilsfällung ,
in andern Fällen nur nach b zur Urtheilsfällung
beigezogcn werden .

Der eventuelle Antrag der Mehrheit der Commission

geht auf den unter b erwähnten Vorschlag :

daß die Schöppen nur zur Urtheilsfällung
( nach vorgängigem Vortrag und Schlußverhör ) bei -

zuziehen seien .
Dabei würde alsdann ferner anaetragcn , daß der Amts¬

richter die Schöppen nur dann beizuzichen habe :
aa ) wenn er dafür hält , daß die gesetzlichen Voraus¬

setzungen , deren Dasein die rechtliche Gewißheit
von Anschuldigungsthatsachen bedingt ( § § . 230 bis
248 der Strafprozeßordnung ) , vorhanden seien ,

db ) und daß nach den Umständen des Falles ein vom

Gesetz zu bestimmendes ( geringeres ) Strafmaß über¬

schritten werden müsse .
2 ) Es sollen zwei Schöppen zugczogen werden , und

davon der Angeschuldigte einen , ohne Angabe von
Gründen , ablchnen können .

3 ) Wegen Ernennung der Schöppen schlägt eine
Minorität der Commission vor , daß dieselben ( je
einer auf 500 Einwohner ) von den Gemeinden deö

Amtsgcrichtsbczirks in gleicher Weise wie die Bür -

gerausschüffe zu wählen , und sodann nach dem

Loose oder nach der alphabetischen Ordnung ihrer
Namen beizuzichen seien .

Die Mehrheit der Commission ist dagegen der Ansicht ,
daß , wenn die Vorschläge nicht bloß in eine Adresse , son¬
dern in Len Gcsetzesentwurf selbst ausgenommen werden
sollen , die näheren Bestimmungen : wie die Schöppen
( aber von den Gemeindcräthcn ) zu wählen seien , welche
Eigenschaften von denselben gefordert werden sollen ,
welche Mitwirkung der ‘

Staatsbehörde zukomme u . dg ! . ,
der Negierung überlassen werden müßten .

Wenn die Kammer statt der vorgeschlagenen Adresse die sofortige
Aufnahme der Schöffen in den Entwurf der Gerichtsverfassung

beschließt , so schlagt die unter nt . 3 . der Commissonsanttäge
'

erwähnte Minorität folgende drei Artikel vor :

§ . 75 a . Jede Gemeinde des Amtsbezirks wählt gleich¬
zeitig mit den Wahlen der Gemeinderäthe , unter densel¬
ben Wahlbcdingungen und auf dieselbe Zeitdauer , auf je
400 Seelen einen Gerichtsbeisitzer , dessen etwaige richter¬
liche Unfähigkeit oder Ablehnung nach denselben Bedin¬

gungen , wie die der Collegialrichter , zu beurtheilen sind .
§ . 75 b . Aus der Liste aller Gerichtsbeisitzer des Amts¬

bezirks ladet der Amtsrichter nach dem Alphabet je zwei
Beisitzer ein , um über jede , ein amtsgerichtliches Straf¬
verfahren beendigende Verfügung , so wie (bei verhafteten
Angeschuldigten ) auch über die Untersuchungshandlungen
mit dem Amtsrichter nach Stimmenmehrheit zu entscheiden .

§ . 75 c . Zeder Beisitzer ist berechtigt , aus der AmtS «

kasse für jede Stunde der nothwendigen Abwesenheit auS

seiner Wohnung eine Vergütung von l0 kr . zu fordern .

Anderer Vorschlag für den Fall , daß die Kammer die sofortige
Aufnahme der Schöffen .in den Entwurf beschließen würde .

§ . 76 . Hält der Amtsrichter in den Fällen des § . 75
am Schlüsse der Untersuchung dafür , daß die gesetzlichen
Voraussetzungen , deren Dasein die rechtliche Gewißheit
von Anschuldigungsthatsachen bedingt ( § § . 230 — 248 der

Strafprozeßordnung ) , vorhanden seien , und daß nach den

vorliegenden Umständen im Falle der Verurtheilung eine

höhere Strafe , als acht Tage Gefängniß oder fünfzig
Gulden Geldstrafe zu erkennen sei , so fällt er das Er -

kenntniß nicht für sich allein , sondern er zieht zu einem
mit dem Angeschuldigten abzuhaltenden Schlußverhöre
zwei Schöffen bei , welchen er vor der Vernehmung des

Angeschuldigten unter Vorlage der Akten über den Stand
der Sache Vortrag erstattet .

Das Urtheil wird in diesem Falle vom Amtsrichter und
den beiden Schöppen nach Stimmenmehrheit gefällt .

§ . 76 a . Durch Regierungsverordnungen wird be¬

stimmt : wie die Schöffen für jeden Amtsgerichtsbezirk zu
wählen seien , wie viele derselben und auf wie lang sie

zu wählen seien , welche Mitwirkung der Staatsbehörde
bei ihrer Ernennung zukomme , und nach welcher Reihen -

ordnung der Amtsrichter dieselben bci'zuziehen habe , so
wie auch , welche Tagsgebührcn und Weggelder sie er¬

halten .
§ . 76 b . Der Angeschuldigte , oder wenn deren meh¬

rere vorhanden sind , diese mit einander im Einverständ¬
nisse können zwei Schöffen ohne Angabe eines Grundes

ablchnen .
Zu welchem Zeitpunkte dieß zu geschehen habe , und

wie in solchen Fällen Ersatzmänner beizuzichen seien , wird

ebenfalls durch Regierungsverordnungen bestimmt .
Welcher . Nach einem ausführlichen allgemeinen Vor¬

träge , in welchem der Redner die Vorthcile des Schöffen¬
instituts auf emdringliche Weise nochmals auseinander

setzt, spricht er die zuverlässige Hoffnung aus , die Kammer
werde ihrem , mit so großer Stimmenmehrheit früher aus¬

gesprochenen Beschluß auch heute treu bleiben , und geht
dann auf die nähere Darlegung der Grundsätze seines
Eommissionsberichts , in Bezug auf die Einrichtung deS

Schöffengerichts und die Wahl desselben, über und bittet bie

Kammer , die drei von ihm vorgcschlagcncn Artikel (§ § . 75 a ,
75 b . und 75 c .) anzunehmen und als Zusätze zu dem

Gesetz zu genehmigen .
G o t t s ch a l k spricht sein Befremden darüber auS , daß

die Commission den Vorschlag mache , von dem Institut
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der Schöffen abzugehen , welche Frage durch die Abstim¬
mung in der 82jien öffentlichen Sitzung der Hauptsache
nach bereits erledigt sei, und beantragt , mit gänzlicher Um¬
gehung der Frage : ob Schöffen Angeführt werden sollen ,nur über die näheren Bestimmungen der Einrichtung zu
berathen .

Posselt verwahrt sich ausdrücklich dagegen , daß er in
der 82sten Sitzung unbedingt für das Institut der Schöffen
gestimmt ; er habe sich nur deßhalb für die Ueberweisungin die Commission erklärt , damit er auS dem Gutachten
der Commission zu entnehmen vermöge , ob er für dasselbe
stimmen könne , ist aber durch seitherige Prüfung zu dem
Resultat gelangt , daß er zu dem Antrag der Majorität ,also gegen den Commissionsantrag stimmen wird .
^ Weizel erklärt und führt weitläufig ans , daß er die

Schöffen für etwas Schädliches , im besten Falle für etwas
Nutzloses hält , bekämpft die in dem Hauptderichte des
Abg . Welcker entwickelten Gründe , und geht dann auf die
in dem ( oben angeführten ) CommmissionSantrage aufge¬
führten Positionen a , b und d über , welche von den beson¬der » Bedingungen der Bciziehung von Schöffen handelnund spricht schließlich seine volle Ueberzeugung aus , daß
«in solches Institut dem Bolke nicktS Gutes bringen könne .

Hecker empfiehlt mit warmer Rede das Schöffen¬
gericht aus dem Gesichtspunkte der Nützlichkeit und Noth -
wendigkeit , als Schutzmittel gegen das heimliche willkür¬
liche Jnquisitionsverfahren und verwirft der Reihe nachalle gegen die Einführung geltend gemachten Gründe .

Junghannö erklärt sich sowohl gegen die Neuerungselbst , als auch gegen die Art , wie solche ins heben ge¬rufen werden soll und beantragt auf den unglücklichenFall ^ der Annahme , eine Adresse , in welcher um eine deß -
fallfige Gesetzeövorlage gebeten werde , indem er die hier
gemachten Vorschläge noch einer größer » Ergänzung be-
dür tig hält .

B e k k will sich nicht weiter auf die Frage cinlassen , obdas Institut der Schöffen vortheilhaft und rechtlich rath -
lich sei, denn er hat sich schon früher für die Einführung
ausgesprochen ; erklärt aber , daß er denselben bei ihrer
nothwendig vorauszusctzenden Rcchtsunkenntniß nur die
Beurtheilung der Thatfrage zugestehen kann , sie dem¬
nach bloß ^ zur Urtheilsfällung bciziehen will . Dagegenkann er sich mit der von dem Abg . Welcker vorge -
schlagcncn Art der Zusammensetzung , namentlich mit der
Wahl nicht einverstanden erklären und stimmt deßhalb auch
dafür , daß die Regierung vermittelst einer Adresse ersuchtwerde , in einer Vorlage die nöthigen Bestimmungen dar¬über festzusetzen .

Martin ist seiner in der 82 . Sitzung ausgesprochenen
Ueberzeugung treu geblieben und wird aus vollem Her¬
zen dem Anträge der Minorität , wenigstens in den Haupt¬
fragen , zustimmen .

Litschgi ist bei dem politischen Glaubensbekcnntniß ,welchem er zugethav , kein Anhänger des Systems , welchesdie Justiz den Händen des Amtsrichters entwinden unddie Gewalt in die Hände des Volkes legen will ; er er¬klärt sich aber noch aus dem weitern Grunde gegen die
vorgeschlagene Einführung , weil er in einem Kollegium ,

bestehend aus einem Richter und zwei rcchtsunkundigen
Schöffen nicht mehr Garantie findet , als bei Einem
Rechtsgelehrten , sich auch nicht denken kann , daß dev ba¬
dische Richterstand so sehr alles Vertrauen verloren habe ,
daß man ihm nicht dergleichen geringe Gegenstände ohneeine solche Conirole sollte überlassen können .

Sander glaubt , daß das Volk bei dem überall und
immer stärker heroortretenden Verlangen , auch selbst han¬deln zu dürfen und nicht Alles den Beamten überlassen
zu wollen , auf einer Stufe der Intelligenz und Einsicht
angelangt sei , daß man wohl nicht , wie er habe hören
müssen , werde sagen dürfen , es seien keine Leute zu fin¬den , um ein Recht ausziiübcn , welches schon von lange
her bis auf neuere Zejtcn noch das Volk allein ausgeübt
habe ; wenn man Leute finde , welche hier im Saale über
alle Maßregeln und Handlungen der Regierung zu urlhei -
! en hätten , so wüiden sich doch auch solche finden , die
über „ schuldig oder »ich!schuldig " richten könnten , und der
Herr Deputirte , welcher gemeint habe , nur in der Stadt
lassen sich allenfalls noch Solche finden — habe für seine
eigene Wahl eine gefährliche Saite angeschlagen , denn er
werde wohl nicht gerne zugeben , daß bei seiner Wahl die
Intelligenz nicht mitgewirkt . Daß die Herren von

'
der

Gegenseite selbst nicht glaubten , daß die Schöffen unbe¬
dingte Jasager sein werden , muß er aus ihrer Weigerung
schließen , dem Institut ihre Zustimmung zu geben , denn
wenn jenes wirklich der Fall wäre , würden sie mit beiden
Händen zugreifen , — sie seien aber ebenfalls überzeugt ,
daß durch die Schöffen rin gutes schnelles Volksrccht ent¬
stehen werde , was aber nicht in ihren Wünschen liege ,wie sie denn überhaupt Alles verhindern möchten , waö
der von ihnen angesprochcnen Gewalt des Polizeistaats
entgegen stehe . Zugleich beantragt er die Oeffentlichkeit
der Sitzungen des Schöffengerichts , weil er darin die
hauptsächliche Garantie findet , daß die bcisitzenden Bür¬
ger dadurch eine selbständigere Richtung annehmen , und
weil dieß eine mächtige Aufforderung für sie sein werde , in
ihrem Urthcil gerecht , wahr und tüchtig zu sein .

Bei der Abstimmung ergibt sich folgendes Resultat :
Der Antrag : von dem Institut der Schöffen ganz ab¬

zugehen — wird verworfen , dagegen der Antrag :
daß sie bloß zur Urtheilsfällung ( mit Ausnahme von den
Fällen , wo der Angeschuldigte cö auch zur Untersuchung
verlangen kann ) beigezogen werden , so wie die unter aa .
aufgeführte Bestimmung angenommen ; die Position bb .aber verworfen .

Ebenso wird der Antrag : daß die Schlußverhandlung
öffentlich sein müsse —

’
angenommen . Somit ist der

§ . 75 genehmiget .
Bei der namentlichen Abstimmung über den ganzen

Gcsetzesentwurf , die Gerichtsverfassung betreffend , wird
derselbe mit 3 Stimmen ( v. Jtzstein , Sander , Hecker ) ge¬
gen die übrigen angenommen .

Schluß der Sitzung . — Tagesordnung auf Montag den
17 . Juni . Diskussion über das Gesetz , die bür¬
gerlichen Folgen der Verbrechen betreffend .
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